
Erstes Buch.

Stalltsilusgaben.

I. Abschnit t.
Allgemeine Betrachtung der Staatsansgaben.

§. 24.

§)er Staatsaufwand oder der Inbegriff der StaatS-

ausgaben ist die gestimmte, von der Negierung vorgenom¬

mene Verwendung von Sachgütern für Zwecke des Staates. Er

kann unter verschiedenen allgemeinen Gesichtspunkten betrachtet
werden.

1) Art, die Staatsausgaben in Anschlag zu brin¬

gen. Wie die Staatseinkünfte aus genau bestimmten Güter¬

mengen bestehen, so kommen auch bei den Staatsausgaben durch¬

gängig ausbedungene, oder sonst irgendwie bemessene Vergü¬

tungen der verschiedenen, für gesellschaftliche Zwecke veranstal¬

teten Leistungen vor. Das Finanzwesen bewegt sich also wie

eine Privatwirthschaft (I, §. 63.) hauptsächlich in dem Gebiete

der Preise und hängt von dem jedesmaligen Stande derselben

bei seinen Ausgaben und Einnahmen ab, obschon auch der Werth

der Dinge bei jedem von der Negierung zu veranstaltenden Ge¬

brauche derselben sorgfältig in Betracht gezogen werden muß

(I, §. 65— 67), und aus dem bloßen Geldbeträge der Staats-
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ausgaben ohne die Kenntniß der durch sie angedeuteten Werth¬
menge und des mit ihnen zu bewirkenden Erfolges sehr wenig
zu ersehen sein würde. Dicß zeigt sich deutlich, wenn man den
Finanzzustand mehrerer Lander vergleicht, in denen die Geld¬
preise der Dinge verschieden sind.

8- 25.

2) Destan dt h eileder Staatsausgaben. Ursprüng¬
lich, in der Kindheit der RegierungSwirthschaft, mußten gerade¬

zu solche Sachgüter, wie sie für die Zwecke der Regierung er¬
forderlich waren, von derselben erworben und aufgewendet wer¬
den; sogenannte Naturalausgaben. Nach der Einführung
des Geldes trat dieses auch im Finanzwesen immer häufiger
vermittelnd hinzu, so daß heutiges Tages der größte Theil des
Staatsaufwandes zunächst in G eldaus g ab en besteht, auf
welche in vielen Fällen die Widmung einer damit angeschafften

Menge anderer Sachgüter für einen gewissen Staatszweck
folgt. Wo noch bisweilen einzelne Güter ohne Vermittelung
des Geldes in den Besitz der Negierung gelangen und unmit¬
telbar verwendet werden («), da pflegt man dennoch ihren Be¬

trag nach Preisen anzuschlagen und in die Geldrechnung aufzu¬
nehmen, wodurch sich das Ergebniß derselben im Ganzen nicht
abändert und das der einzelnen Einnahms- und Ausgabszweige
richtiger darstellt.
(a) z. B. Holz aus den Staatswaldungen wird in den öffentlichen

Berg- und Hüttenwerken, Eisen aus diesen in den Waffensabriken
verarbeitet, Zehentgctreide an das Militär abgcliefert u. dgl.

8- 26.

3) DernachsteGegenstandderAusgaben kann in
der Belohnung und Unterhaltung einer Arbeit, oder in einer
Pacht- oder Zinsrente, der Abtragung einer älteren Verbindlich¬
keit, in der Bezahlung eines gekauften oder bestellten Sachgutes
u. dgl. bestehen. Man pflegt zwar insgemein die Ausdrücke
Staatsaufwand und Staatsvcrzehrung (Staatsconsumtion) für
gleichbedeutend anzunehmen, allein dieß ist nicht ganz richtig;
theils nämlich wird eine aus der Staatskasse erhaltene Summe
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von dem Empfänger nickt nothwcndig ganz verzehrt, sondern
oft theilweise zurückgelegt, wie dieß z. W. bei den Schuldenab¬

zahlungen sogar vollständig und regelmäßig geschieht, — theils
tritt bei solchen Ausgaben, die zur Erwerbung eines Sackgutes

gemacht werden, statt der aufgewendeten Kosten ein neuer Be-
standtheil in das Staatsvermögen ein, und wenn dieser von

längerer Dauer ist, z. W. bei Gebäuden, Straßen, Waffen, so
besteht der Aufwand eigentlich nur darin, daß eine gewisse Güter¬

menge eine besondere Bestimmung für einen einzelnen Zweck
erhält, wobei sie dem Stamme des Staatsvermögens unwider¬
ruflich einverleibt, und allen anderen Arten der Verwendung ent¬

zogen wird.
4) Zweckder Ausgaben. Der gemeinnützige Erfolg der¬

selben wird u) unmittelbar bewirkt, wenn sie geradezu irgend
einen in den Staatszwecken liegenden Wortheil für die Staats¬

bürger zu Wege bringen. Eine Ausgabe ist nützlich, wenn dieser
Wortheil den in der Aufopferung von Sachgütern liegenden Ver¬
lust überwiegt (I, Z. 322); — oder k) mittelbar, wenn die
Ausgabe zunächst nur einen Wortheil für die Regierungswirth-
schaft gewährt, also zur Erlangung von Staatseinkünften dient.
Solche Ausgaben, die man werbend nennen kann, müssen als
Kosten der mit ihnen in Verbindung stehenden Einkünfte an¬
gesehen werden (I, Z. 7ö), und lassen, wenn sie von diesen ab¬
gezogen werden, den reinen Ertrag derselben übrig. Doch
kann hier, wegen der Manchfaltigkeit anderer Rücksichten, die
Gewinnung des größten Reinertrages nicht so unbedingt, wie
in der Privatwirthschaft, beabsichtiget werden.

8- 27.

3) Wirkung der Ausgaben in der Volkswirth-
schaft. Wendet man die nationalökonomische Unterscheidung ei¬
ner productiven und unproductiven Verzehrung (UZ.321. 322.)

auf die Staatsausgaben an, so ergibt sich Folgendes:

a) Manche Zweige deS Staatsaufwandes sind unmittel¬
bar hervorbringend, indem nämlich die Negierung
(Heils gewisse Zweige der Stoffarbeiten aus eigene Rechnung
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betreibt, theils zu den von den Würgern getriebenen Stoff-
arbcitcn mitwirkt, z. W. bei der Anlegung von Erbstollcn
(II, §. 42. ), bei der Urbarmachung (II, §. 103.) u. dgl.
Die so verwendeten Gütcrmafscn sind wahre Eapitale.

b) Ein dem Wohlstände des Volkes nicht minder förderlicher
mittelbar productiver Aufwand (I, §. 10ö ff.) fin¬

det statt bei mancherlei vom Staate ausgehenden Beför¬
derungsmitteln der Stoffarbeiten und des Handels, ferner
bei der Veranstaltung von persönlichen Diensten (I, §.107.),
welche, indem sie die Sicherheit im Staate oder die Bil¬
dung des Volkes unterstützen, dadurch den Erfolg der un¬
mittelbarproductiven Kraftäußerungcn desselben verstärken.
Ohne die Rückwirkung auf die Stoffarbeiten einzeln ver¬
folgen zu können, darf man doch mit Entschiedenheit an-
nchmen, daß fast jeder wahrhaft nützliche, von iigend einer
Seite die Wohlfahrt des Staates erhöhende StaatSauf-
wand auch einen näheren oder entfernteren mittelbaren
Einfluß auf die Gütercrzeugung äußert, weil hier Alles
organisch zusammcnwirkt, und der Würger nur in einem
gut eingerichteten Staate seine Nahrungsgcschäfte mit Lust
und vollständigem Erfolge betreiben kann. Das Mehr oder
Weniger dieses Einflusses auf die Stoffarbeiten entscheidet
übrigens nicht allein über die Nützlichkeit der Staatsaus¬
gaben, weil der Staat nicht blos wirthschaftliche Zwecke hat.

o) Ganz unproductiv würde meistens nur derjenige Staats¬

aufwand sein, welcher gar keine gemeinnützige Wirkung

äußerte und daher unbedingt verwerflich wäre.

8. 28.

ü) Größe des Aufwandes in Vergleich mit seiner

Wirkun g. Der Grundsatz der Sparsamkeit, welcher in jeder

Wirthschaft, also auch in dem Finanzwesen die Hauptregcl für

die Ausgaben bildet und aus der Rücksicht auf die Beschränkt¬

heit des Vermögens und Einkommens im Vergleich mit dem

großen Umfange der Bedürfnisse entspringt, fordert eine ver-
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opferung sachlicher Güter der größte Erfolg, oder, was dasselbe
sagt, gleicher Erfolg mit dem geringsten Güteraufwande bewirkt
wird. Die Beobachtung dieses Grundsatzes wird nicht allein
durch die wirthschaftliche Klugheit (Z. 7.) geboten, sondern
auch von der Gerechtigkeit gefordert. Denn da der Staatsauf¬
wand immer den Gütcrgebrauch der Würger schmälert, es mögen
nun die zu seiner Deckung dienenden Einkünfte unmittelbar auS

dem Privatvcrmögcn bezogen, oder durch Betreibung von Er-
wcrbSgeschäftcn, die außerdem von den Würgern unternommen
werden könnten, herbeigeschafft werden, und da ferner den Mit¬

gliedern der Staatsvcrbindung nur solche Lasten aufgelegt wer¬
den dürfen, welche durch die Wernunftbestimmung des Staates
gerechtfertiget werden, so folgt, daß die Staatsgewalt zu keinem
Aufwands befugt ist, der nicht zur Befriedigung eines Staats-
bcdürfnisses wesentlich beiträgt («).

(a) Beredte Entwicklung dieses Satzes bei bl e c ll e r, ^ämin, dos lin.
<Ie la t'r. I, litt der 1, Ausg.

Z. 29.

Man hat früherhin, und bisweilen selbst noch in neuester
Zeit, den Eindruck dieser Schlußfolge aufzuheben gesucht, indem
man den Beweis zu führen unternahm, daß der Staatsaufwand
auch dann, wenn er über das Wedürfniß hinaus ins Ueber-
flüssige erweitert werde, kein volkswirthschaftliches Uebel nach
sich ziehe. Man hat in dieser Beziehung behauptet, da die aus-
gegebenen Geldsummen wieder in das Volk zurückkehrten, von
welchem sie aufgebracht worden seien, so vergüte sich hiedurch
der Nachtheil, den sonst die Entbehrung dieser Gütermenge ver¬
ursachen könnte, und es werde vielmehr ein nützlicher Umlauf
des Geldes erregt, wobei Gewerbsleute Absatz und Weschäfli-
gun-g finden könnten, so daß selbst die Gütererzeugung bei einer
solchen Benutzung der öffentlichen Einkünfte befördert werde,
I, Z. 342 («). Diese Sätze sind öfters gebraucht worden, um
die Verschwendung der Höfe, die Errichtung unnützer Pracht¬
gebäude u. dgl. zu vertheidigen.
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§. 30.

Das Irrige dieser Vorstellungen liegt hauptsächlich darin,
daß die Wichtigkeit des Geldumlaufes zu hoch angeschlagen
(I, Z. 255. 256.), und dagegen die wirkliche Verzehrung sach¬
licher Güter nicht genug beachtet wird. Wenn auch die in die
Staatskasse gelangten Geldsummen wieder durch Ausgaben in
die Hände Einzelnerigelangen, so geschieht dieß nicht ohne eine
bedungene Gegenleistung, jeder Bürger aber muß die Güter¬
menge entbehren, deren Geldbetrag er dem Staate entrichtet,
und der von der Regierung veranstaltete Verbrauch von Gütern
tritt an die Stelle einer für Privatzwecke vorgenommenen Ver¬

zehrung. Es ist auf keine Weise zu besorgen, daß bei geringeren
Staatsausgaben überhaupt bedeutend weniger consumirt wer¬
den würde («), denn die Bürger würden den Theil ihrer Ein¬
künfte, den ihnen die Regierung übrig läßt, immer zu ihrem
Nutzen anwenden, und sogar die als Capitale angelegten Güter
dienen unmittelbar oder mittelbar zum Ankauf von Maaren,
I, §. 338. 339.

(«) Der Unterschied könnte höchstens so viel betragen, als die Ein¬
zelnen der Staatslastcn willen mehr arbeiten und erwerben, um

- dieselben mit geringerer Beschränkung ihres Gütergenusses tragen
zu können, §. 268 .

8- 31.

Die Staatsausgaben als solche, abgesehen von der Art ihrer
Anwendung für nützliche Anstalten und Einrichtungen, können
demnach offenbar weder die Production noch den Absatz der Er¬

zeuger im Ganzen vergrößern, sondern nur bewirken, daß der
Verbrauch sich auf andere Gegenstände richtet und an anderen
Lrten erfolgt, als es außerdem der Fall sein würde. Kommt
nun der Staatsaufwand in dieser Hinsicht der Privatverzehrung
gleich, so muß er, wenn er ohne wahres Bedürfnis; vorgenom¬
men wird, als höchst verwerflich erscheinen, weil dann ein Thcil
der Bürger durch die Last der Staatsabgaben zu schweren Ent¬
behrungen genöthiget, ein anderer Theil derselben wenigstens
von der nützlichen Anlegung seines reinen Einkommens abge¬
halten wird, ohne daß diese Nachtheile in obiger Voraussetzung
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auf andere Weise vergütet würden («). Es kann nicht als die
Aufgabe der Staatsverbindung betrachtet werden, einzelne Ge-
werbsleute oder Lohnarbeiter auf Kosten der Gesammtheit in
Nahrung zu setzen, weßhalb cs nicht fortwährend, sondern nur in
schwierigen Umständen, z. W. bei einer Theurung oder einer
großen Stockung von Gewerben, zu billigen ist, daß man auf
Staatskosten Arbeiten anordnet, die bloß zur Beschäftigung
nahrungsloser Menschen bestimmt sind, und selbst dann hat man
darauf zu sehen, daß zugleich Werke von dauerndem Wortheile
zu Stande gebracht werden, II, Z. 347,
(a) Sah, Darst. der Rat. Ockon. II, 288. Handbuch, V, 91, —

Storch, Handb. der National».,III, 64.— vestutt üe
Commentar über Montesquieu, deutsch von Mörstadt, 11,8.

8. 32.

Folgerungen aus dem Grundsätze der Sparsamkeit:
1) Es darf keine Ausgabe ohne einen in der Bestimmung

des Staates liegenden, d. i. dem Gcmeinwohle angehören¬
den Zweck, also für irgend eine Privatabsicht oder bloße
Privatvortheile vorgenommen werden («).

2) Man darf auf minder wichtige Zwecke keine Summe ver¬
wenden, welche zur Bestreitung einer dringenderen Aus¬
gabe nöthig ist. Ueberhaupt soll wegen der Unmöglichkeit,
für alles Nützliche in einem gegebenen Augenblicke zurei¬
chende Mittel zu finden, eine solche Gleichförmigkeit in den
verschiedenen Negierungszweigen beobachtet werden, daß
gleich wichtige Zwecke zugleich besorgt werden und leichter
verschiebliche Ausgaben erst nach der Deckung der nothwcn-
digeren an die Reihe kommen (-). Der Grad von Dring¬
lichkeit wird aus der Stärke dcS aus der Unterlassung er¬
wachsenden Nachtheiles bemessen, wobei man nicht blos
auf die nächsten Folgen blicken darf.

3) Jede einzelne Ausgabe muß, soweit keine andere Rücksicht es
verbietet, so eingerichtet werden, daß die beabsichtigte Wir¬
kung mit den geringsten Kosten zu Stande gebracht wird.

(a) Hieraus kann z. B. die Verwerflichkeit der Silnccuren, d. h
der Amtsstellen mit Besoldungen ohne Dienstgeschäfte, beurtheilt
werden. Großbritanien hat eine Menge von Sinecuren, die erst
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in der neuesten Zeit größtentheils abgeschafftwurden. Man schlug
ihren Belauf auf 360,000 Pf. St. jährlich an. Polit. Journal,
1821. IX. — Bgl. Say, Handb. V, 100.

(d) Justi, Staats«. II, 488 ff. unterscheidet 1) nothwendige Aus¬
gaben, und zwar n) schlechterdings, d) bedingt nothwendige,c)
durch weise Nothwendigkeitgebotene, z. B. für Erhöhung des
Volkswohlstandes; — 2) nützliche, Sammeln eines Schatzes, Pflege
der Wissenschaften, Künste und Sitten; — 3) Ausgabender Be¬
quemlichkeit und Wohlanständigkcit,z. B. Pracht des Hofes. —
Eine solche Rangordnung läßt sich im Allgemeinen nicht mit Si¬
cherheit aufstcllen. Einfacher könnte man so abtheilen: 1) erhaltende
Ausgaben, u) unverschiebliche, d) verschiebliche; 2) befördernde
Ausgaben. Doch giebt cs Fälle, in denen Ausgaben, welche eine
Vervollkommnung des jetzigen Zustandes betreffen, also der 2. Claffe
an-zehören, durch die von ihnen bewirkte Entwicklungder Kräfte
ebenso wichtig sind als die erhaltenden.

§. 33 .

Der Grundsatz der Sparsamkeit würde mißverstanden wer¬

den, wenn man, nm ihm Genüge zu leisten, solche Ausgaben

unterlassen oder verkürzen wollte, von denen das Wohl des

Staates oder einzelner Staatsanstalten wesentlich bedingt wird.

Dieser Mißgriff würde verderbliche Folgen haben und könnte

sogar die Unabhängigkeit des ganzen Staates gefährden. Rück¬

sichtsloses Abbrechen an den Staatsausgabcn ist ebenso tadelns¬

wert!), als der entgegengesetzte Fehler, die Verscl>wendung.

Indeß kann nicht jedes Wolk einen gleichen Aufwand für öffent¬

liche Zwecke machen, weil die Grade der Wohlhabenheit un¬

gleich sind, und es ist sehr schwer, in jedem einzelnen Lande die

Gegenstände ausfindig zu machen, bei denen sich mit dem ge¬

ringsten Nachtheil für die Gegenwart und Zukunft eine Er¬

sparung ausführen läßt. Es gehört daher eine genaue Kennt-

niß der Einzelheiten in der Staatsverwaltung und zugleich ein

beharrliches Festhalten der allgemeinen Grundsätze dazu, um

gleichförmig und mit den geringsten nachthciligen Folgen das

System der Sparsamkeit durchzuführen («).
(a) Vergl. kurnell, 0» llimiicinl rekoi-m, S. 97 ff. „Jede Staatsbe¬

hörde ist gerüstet, die überzeugendsten Gründe anzugcbcn,warum
ihre Ausgaben nothwendig in ihrer jetzigen Ausdehnung beibehalten
werden müssen. Jede Art von Sophismen, Einflüsterungen und
zuversichtlichenBehauptungenwird zu Hülfe genommen" re.
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8 - 31 .
Die Erfahrung zeigt, daß vielerlei Ausgaben unbeschadet

des Erfolges von Einzelnen sparsamer eingerichtet werden kön¬

nen, als von der Negierung, 1) weil diese nur vermittelst be¬

soldeter Diener oder bezahlter Gchülfcn wirkt, die im Allge¬

meinen nicht mit solchem Eifer, mit solcher Nichtachtung von

Beschwerden, Anfeindungen und Anstrengungen auf Erspa¬

rungen bedacht sind, wie Personen, welche dadurch selbst gewin¬

nen können; 2) weil die Geschaftsformcn, die mit der Verwies

lung und Ausdehnung des Finanzwesens unzertrennlich ver¬

bunden sind, nicht selten die Wahl des kürzesten Weges er¬

schweren, und 3) bei der großen Zahl von Angestellten auch ein¬

zelne Veruntreuungen lücht zu verhüten sind. Deßhalb ist es oft

nützlich, eine Ausgabe, die aus mehreren einzelnen Theilcn be¬

steht und nicht im Voraus genau festgesetzt werden kann, die

aber einen wohlbegranztcn und bestimmbaren Zweck hat, z. B.

Bauten, Transporte u. dgl., an einen Privaten für eine fest¬

gesetzte Summe in Verding zu geben. Was er bei der Aus¬

führung zu ersparen weiß, fällt ihm dann als Gewinn zu. Eine

solche Uebereinkunft wird Admodiation, Verdingung ge¬

nannt (»). Der Uebernehmer (Accordant) haftet hiebei für die

vorschriftsmäßige Ausrichtung des verdungenen Geschäftes, und

es muß eine sorgfältige Aufsicht ungeordnet werden, damit er

nicht durch übermäßige Sparsamkeit den Zweck einer Ausgabe

gefährde.
(a) Bergius, Pol. u. Kam. Mag. I, 18 .

§. 35 .

Bei diesen Accorden sind noch folgende Regeln zu beachten:

1) Das Verdingen ist bedenklich, wo der Uebernehmer leicht

durch mangelhafte Leistungen einen höheren Gewinn erlangen

kann und wo die dagegen zu treffenden Vorsichtsmaaßregeln un¬

zuverlässig oder zu umständlich sind; daher zieht man z. B.

bei manchen Arbeiten des Straßen- und Wasserbaus die Aus¬

führung des Werkes durch Tagelohn vor. 2) Wenn der Betrag
Rau, pol. Oekon 3teÄusg. III. Z
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einer Aufgabe sich nicht genau voraussehen laßt, so daß der
Uebernehmer, um sicher zu gehen, seine Forderung auf den

irgend zu erwartenden höchsten Belauf gründen muß, so ist
cs besser, keine Summe im Ganzen zu bedingen, sondern nur
die Preise jeder einzelnen Art von Leistungen zu verabreden,

z. W. des Luadrat- oder Cubikfußes bei Bauten, oder der Ver¬
köstigung einer Person in Zuchthäusern. 3) Bei der Abschlic-
ßung solcher Vertrage muß man die Erfahrungen über den bis¬
herigen Aufwand benutzen. 4) Man muß, wo es thunlich ist,
das Mitwerben zu Hülfe nehmen, um sich die vortheilhaftesten
Bedingungen zu verschaffen. Dies geschieht entweder durch
m ündlicbesAbbiet en und Zuschlag an den Wenigstfordernden,
wobei leicht die Gefahr entsteht, daß man mit einem unfähigen
oder unredlichen Unternehmer in Verbindung kommt, indem

öfters die zuverlässigeren Mitbewerber von anderen unterboten
werden, oder durch Annahme schriftlicher Forderungen (Sub¬
missionen, S o u m i ssi o n e n ), wobei man dem Wenigst¬
fordernden, wofern auch seine Persönlichkeit die gehörige Sicher¬

heit gewahrt, den Vorzug gibt (»).
(«) In Frankreich sind diese Submissionen allein gestattet. GcnaueVor-

schriftcn der hiebei zu beobachtenden Formen und Bedingungen ge¬
sammelt bei De Oerunilo, Droit uilministrutil, IV, 2L8 (Straßen¬
bau) und 343 (Civilbautcn).

§. 36.

7) Verhältniß der Ausgaben zu demVoIksein-
kom m en. Durch die Sparsamkeit bei den einzelnen Ausgaben

(§. 32) wird es möglich, den Staatsaufwand auch im Ganzen
in denjenigen Gränzen zu halten, welche wegen der nothwen-
digen Schonung der Wolkswirthschaft (Z. 12) geboten sind.
Dieser Aufwand wäre schon übermäßig, wenn er das ganze
reine Volkseinkommen verschlänge, weil von diesem auch ver¬
schiedene nothwendige und nützliche Privatzwecke der Staatsbür¬
ger bestritten werden müssen (l, Z. 2öO), er würde aber
vollends für den Vcrmögcnszustand des Volkes nachtheilig,
wenn er das reine Einkommen noch überstiege, also neben den
Gebrauchsvorräthen auch das Capital angriffe und somit die
Gütcrerzcugung verminderte, I, Z. 327, Wenn ungünstige Um-
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stände in einem Staate eine solche Vergrößerung der Staats¬
ausgaben verursachen, so darf der Druck solcher Lasten nicht
lange dauern und man muß nach seiner Entfernung durch dop¬
pelten Fleiß und Sparsamkeit die entstandenen Lücken wieder
ausfüllen.

8- 37.

Um diese Regel in Anwendung zu bringen, hat man sich
öfters mit der Untersuchung beschäftigt, in welchem Zahlenver-
hältniß der Staatsaufwand verschiedener Länder zu dem rohen
und reinen Einkommen des Volkes stehe und stehen könne (/,).
Diese Betrachtung wird künftig zu lehrreichen Ergebnissen füh¬
ren können. Man wird vielleicht aus statistischen Thatsachen für
einen gegebenen Staat ausmitteln, welchen Theil des Volks¬

einkommens die Negierung ohne Nachtheil ausgebcn kann.
Bis jetzt hat diese Forschung noch keine Früchte gebracht, denn
die Berechnungen des Volkseinkommens (l, ß. 245 ff.) sind
noch so unvollkommen, daß von keinem einzigen Lande diese
Größe mit einiger Zuverlässigkeit bekannt ist. Auch werden die

Staatsausgaben nicht in allen Zeiten und Staaten einen glei¬
chen Theil des reinen Volkseinkommens hinwcgnehmen dürfen,
weil die nöthigcn anderen Verwendungen desselben für Privat-
bcdürfnisse nicht immer die nämliche Ausdehnung haben, wobei
auch zu erwägen ist, daß die ungleiche Art, die Staatseinkünfte
aufzubringen, den nämlichen Betrag derselben bald mehr, bald
weniger lästig für die Staatsbürger macht (S). Es bleibt daher
für jetzt nichts übrig, als aus verschiedenen Kennzeichen sich darü¬
ber eineBermuthung zu bilden, ob die Größe der Staatsausga¬
ben und folglich der Staatseinnahmen den Wohlstand aller
Volksclassen hemme oder vielmehr noch fortschreiten lasse.
O) z. B. v. Sonnenfels, III, Z. 30 ff.
(L) Hiezu kommt, daß man noch nicht über den Begriff des reinen Ein¬

kommens einig ist, ferner daß man zugleich darauf achten sollte,
welche Lasten das Volk für Kirche, Gemeinde rc. zu tragen hat u.
dgl. Vgl. Lotz, Handb. III, 93.

§. 38.

8) Bern, endungsart der Ausgaben in Bezug
auf das Land. Es ist ohne Zweifel für die Bolkswirthschaft

3 *
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zuträglich, wenn der Staatsaufwand innerhalb des Landes ge»
schieht, also einheimische Arbeiter und Unternehmer beschäftigt,
einheimischen Capitalcn und Grundstücken eine Rente trägt.
I, §. 340. Daher haben schon ältere Schriftsteller den Satz aus¬

gestellt, man solle die Staatsausgaben so einrichten, daß die
Summen nicht außer Landes gehen, sondern dem inländischen

Nahrungsstande zu Gute kommen (//). Doch ist diese Regel
nur unter der Bedingung zulässig, daß a) der Zweck der Aus¬

gabe darunter nicht leidet und diese auch nicht vergrößert zu
werden braucht ((,), oder b) daß, wenn die Verwendung im
Znlande mehr kostet, dadurch ein Ncbenvortheil erreicht wird
und deßhalb der Mehrbetrag auch als besondere Ausgabe zu
rechtfertigen sein würde, z. W. als eine Prämie zur Ermunte¬
rung eines wichtigen und dieser -Begünstigung bedürftigen Ge-
werbzweiges. Eine ähnliche Betrachtung läßt sich auch auf die
einzelnen Gegenden eines Landes anwendcn. Zwar ist es nicht
ausführbar, daß gerade in jedem Landesthcile die von ihm auf¬
gebrachten Staatseinkünfte auch wieder verzehrt werden, weil
über die Sitze der Staatsanstalten andere Rücksichten entscheiden,

auch ist es nicht nöthig, weil diejenigen Gegenden, welche mehr
beitragen, als ihnen wieder zufließt, sich durch den Verkehr mit
anderen Bezirken Ersatz verschaffen können. Dennoch muß jene
Erwägung zu dem Streben ermahnen, die -Vertheilung des
Staatsaufwandes nicht zu ungleich zu machen und insbesondere
die Hauptstadt nicht mehr, als es für eine kraftvolle Regierung
nöthig ist, mit Staatsanstalten zu versehen (e).
(a) v. Ju sti, Staatsw. II, 482.
(») z. B. Pensionen im Lande zu verzehren.
(c) Im Dep. Seine trugen 1846 die Staatseinkünfte (ohne Zölle) 129

Mill. Fr., die Staatsausgaben machten daselbst 527 Mill. aus.
In 19 Dep. beliefen sich diese Ausgaben nicht voll auf z/z der Ein¬
künfte (nur 58 Proc. ders.); Cordier, Deput.-Kammer, 18. Mai
1846.

Z. 39.

9) Eine Eintheilung der Staat Sausgaben ist
nach verschiedenen Gesichtspunkten möglich. Sieht man auf
die Zeit des Eintretens des Bedürfnisses, für wel-



ches eine Ausgabe bestimmt ist, so ergibt sich folgende Unter¬
scheidung (»):

u) Lrdentliche Ausgaben sind solche, welche im regelmäßi¬
gen Gange des Staatslebens jährlich oder doch in bestimmter
Wiederholung Vorkommen und einem fortdauernden Bedürfnis;
entsprechen. Man kann dcßhalb ihr Eintreten immer voraus-
sehen und es ist nothwendig, zu ihrer Deckung Einkünfte von
gleicher Fortdauer aufzusuchcn.

b) Außerordentliche Ausgaben werden durch ein be¬
sonderes Bedürfnis; eines einzelnen Zeitpunktes herbcigcführt.
Sie sind bisweilen gleich den ordentlichen vorhcrzuschen, bald
erscheinen sie ganz plötzlich ; sie sind bisweilen auf ein Jahr be¬
schrankt, bisweilen erstrecken sie sich auf mehrere Jahre. Solche
Ausgaben sind für die Gleichförmigkeit im Staatshaushalte sehr
störend, weil man die Einkünfte nicht beliebig und schnell nach
der jedesmaligen Größe des Bedürfnisses zu erweitern vermag.
So lange die außerordentlichen Ausgaben wenig betragen, kann
man sich dadurch helfen, daß man einen T'hcil der Einnah¬
men als frei verwendbaren HülfSvorrath (Reservefonds)
in Bereitschaft halt; sind aber große Summen erforderlich,
so müssen außerordentliche Hülfömittel in Bewegung gesetzt
werden (S).

(a) Bergt, v. Match us, Finanzwiff. II, 55.
(-) Nach dem hannöv. Grundgesetz von >833, § 113, sollte ein Reservc-

credlt von 5 Proc. des ganze» Ausgabebudgets für außerordentliche
Ausgaben zur Verfügung des Gesammlministeriums bereit gehalten
werden.

Z. 40.
Die Scheidung der ordentlichen und außerordentlichen Aus¬

gaben, welche sogar staatsrechtliche Wichtigkeit haben kann (/,),
ist da mit einer besonderen Schwierigkeit verknüpft, wo viele
einzelne Ausgaben in eine Elasse fallen, deren Gesammtzweck
fest steht, wahrend die nächsten Gegenstände der Ausgaben von
Jahr zu Jahr wechseln. So ist z. B. neben der ohne Zweifel
ordentlichen aber unständigen Ausgabe für Baureparaturen
sehr häufig ein neues Gebäude für den Staatsdienst aufzufüh¬
ren, weil ein altes unbrauchbar wird, oder an einem gewissen
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Orte für einen bestimmten Zweck noch keines vorhanden war.
Jede solche Bauuntcrnehmung erscheint, einzeln betrachtet, als
eine außerordentliche Ausgabe, denn sie wiederholt sich nur nach
einem unbestimmbaren langen Zeiträume. Ueberblickt man aber

die Menge der in einem größeren Staate sür öffentliche Zwecke
nöthigcn Bauwerke (Hauser, Brücken, Landstraßen u. dcrgl.),
von denen fast immer eines oder daS andere der Erneuerung
bedarf, so muß man diese ganze Elaste von Ausgaben für eine
ordentliche ansehcn; nur ganz ungewöhnlich große Ausgaben
werden als außerordentlich angenommen.
(a) Als im Königreich der Niederlande das ordentliche Budget auf 10

Jahre, das außcrorocnttichc auf t Jahr festgesetzt winde, entstand
über die bei der Sonderung beider zu befolgenden Grundsätze öfters
Streit, vcrgl. v. Malchus, II, 113.

s- -11.
Weiden ordentlichen Ausgaben kann wieder in Be¬

zug auf die Bestimmtheit oder Veränderlichkeit der erforderlichen
Summe eine Verschiedenheit Statt finden. Man nennt diejeni¬

gen Ausgaben ständige, die von Jahr zu Jahr mit gleicher
Summe bestritten werden können, während die unständigen
von wechselnder Größe sind. Zur Erreichung mancher Zwecke
wird nach den Umständen bald eine größere, bald eine kleinere

Menge von Mitteln nothwcndig, und das jedesmalige Be-
dürfniß muß unfehlbar seine Befriedigung finden, z. B. bei
Baukosten, Diäten, Prämien, Criminalproceßkostcn. Um aber

doch für zureichende Einkünfte schon vorher einigermaßen sorgen
zu können, bildet man sich bei den unständigen Ausgaben we¬
nigstens eine Nermuthung über ihre wahrscheinliche Größe, in¬
dem man den Durchschnitt aus den vorhergehenden Jahren zu
Grunde legt, wobei man jedoch erwägen muß, ob die Verhält¬
nisse sich nicht unterdessen verändert haben. Der Durchschnitt
würde z. B. dann zu einem ganz falschen Schluffe führen,
wenn die einzelnen Jahressummen kein Auf- und Niederschwan¬
ken, sondern ein fortschreitendes Steigen oder Fallen einer Art
von Ausgaben bemerken ließen. Wo vielerlei unständige Aus¬
gaben Vorkommen, da kann man bei sorgfältig gefertigten Uebcr-
schlägen hoffen, daß, wenn ein Theil der ersteren den Anschlag



übersteigt, dagegen an andern etwas erspart werden wird. Da
es jedoch nicht sicher ist, daß beide Fälle sich gerade ausgleichen,
so ist auch der unständigen ordentlichen Ausgaben willen ein
Hülfsvorrath (Z. 39) sehr nützlich, dessen Größe im Verhälniß
zum ganzen Staatsaufwande nach den Umständen zu bemessen
ist (/,). Lassen sich unständige Ausgaben ohne andere Nach¬
theile in ständige umwandeln, so ist dieß für die Ordnung im
Staatshaushalte sehr förderlich Z. 36.
(a) Der Reservefonds betrug im Verhättniß zur ganzen jährlichen Aus¬

gabe in Preußen, nach dem Voranschläge für 1847, 3,° Proc.
(2-312 000 Nthlr.), er wird aber auch zu Landcsverbesscrungen be¬
nutzt und der Ueberschußwird zum Staatsschätze geschlagen. In den
meisten Staaten ist beiläufig 1 — 2 Proc. zum Hülfsvorrath be¬
stimmt, z. B.

0, °° Proc. (SU 000 Rthlr.) Sachsen, Budg. 1843 —45.
0,' „ (500 000 fl.) Holland, Budg. 1845.
0, ' „ (75 000 fl.) Würtemberg, Budg. 1845—48.
0," „ (67 235 fl.) Baden, Budg. 1848. unter die ein¬

zelnen Ministerien verkheilt.

Z. 42.

Sieht man auf die Zwecke der einzelnen Ausgaben,
so läßt sich die große Manchsaltigkeit derselben unter gewisse
Haupt- und Unterabtheilungen ordnen. Ehemals begnügte man
sich mit der Annahme von drei Hauptclassen, nämlich 1) Aus¬

gaben für den Hofstaat, 2) für die Civilverwaltung (Civiletat),
3) für das Militärwcsen («). Die in den Finanzplanen (Bud¬

gets) der verschiedenen Staaten gewählten Eintheilungen sind
meistens in Hinsicht auf die gute Anordnung unbefriedigend,
indem sie bald viele Abthcilungen nebeneinanderstellen, die keine
Uebersicht des Ganzen gewähren und sich willkürlich noch weiter
vermehren ließen, bald nur den zufälligen Einrichtungen des
einzelnen Staates oder einem praktischen Bedürfnisse folgen,
also nicht allgemein anwendbar und nicht aus dem Wesen der
Sache geschöpft sind. Um diesen Erfordernissen zu genügen,
kann man folgende Unterscheidung zu Grunde legen:

1) Ausgaben, welche durch die Verfassung des Staates
nothwendig werden, indem sie die zur Ausübung der Staats¬
gewalt unmittelbar mitwirkenden Personen betreffen. Die¬
ser Theil des Staatsaufwandes muß, so lange die Staats-



form unverändert bleibt, nothwendig auch seiner Größe

nach ziemlich fest stehen.

2 ) Negierungsauögabcn, welche von der höchsten Ge¬

walt für die Beförderung der einzelnen Staatszwccke

vorgenommen werden und unter dein Einflüsse äußerer

Umstände vielen -Veränderungen unterworfen sind.
(«) Justi und viele Spätere, z.B.v. Jakob, II. 714 und Fulda,

Handb. S. 21.
8 - 43 -

Der Negierungsauswand kann weiter abgetheilt
werden

1) formell, nach Art der überhaupt anzuwendenden

Mittel, z. W. für Besoldungen, Gehalte der untergeordne¬

ten Bedienten, Gebäude, gemeinnützige Anstalten von

mancherlei Art;

2) materiell, nach der Natur der einzelnen Staats¬

zwecke, die unter gewisse Hauptzweige des Staatsdienstes

(Ministerien) vertheilt zu sein pflegen. Es gibt theils

allgemeine, alle öffentlichen Zwecke umfassende Dber-

behördcn, theils besondere, deren nächste Richtung geht

a) auf das Wohl der Staatsgescllschaft selbst, und zwar

«) auf die Sicherst eit des Staates im Ganzen und

seiner Mitglieder,

sa) im Innern des Staates (Ausgaben für das

Justiz wesen und die Sichcrheits- oder

eigentliche Polizei),

bb) im Verhältnis; des Staates zu andern Staaten

(Ausgaben für Militärwesen und auswär¬

tige Verhandlungen),

L) auf den Wohlstand des Volkes (Ausgaben für

die Volks wirthfchaftspflege),

7 ) auf die Bild u n g (Ausgaben für Schulen, Kirchen

und andere Anstalten der Volksbildung),

b) auf den bloßen Vortheil der Negierung, nämlich die

Versorgung derselben mit sachlichen Gütern (Ausga¬

ben für das Finanzwesen ).
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